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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 c auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

Erstes Modernisierungsgesetz Bayern (Drs. 19/3023)

- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden nicht miteinander verbunden. Zur Begründung 

erteile ich dem Herrn Staatsminister Dr. Florian Herrmann das Wort. Bitte schön.

Staatsminister Dr. Florian Herrmann (Staatskanzlei, Bundesangelegenheiten und 

Medien): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit dem Ersten Modernisie-

rungsgesetz Bayern setzt die Staatsregierung einen klaren Kontrapunkt gegen die 

Lähmungserscheinungen in Deutschland. Die Bundesrepublik steckt mitten in einer 

Wirtschaftskrise. Als Standort wird Deutschland immer unattraktiver. Das hat verschie-

dene Gründe.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Das gilt insbesondere für Bayern!)

– Ein Zwischenruf von den GRÜNEN beim Thema Wirtschaftskrise und warum wir in 

eine Sackgasse fahren ist besonders unangebracht, weil sie die Hauptverursacher 

dieser Entwicklung sind.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Bei dem Thema will ich aber jetzt nicht polemisch über die Bundesregierung reden, 

obwohl es viele Gründe dafür gäbe, sondern mir geht es jetzt um die Sache. Vielleicht 

geht es Ihnen auch einmal um die Sache, irgendwann. Dieses Thema wäre es jeden-

falls wert, dass man in Ruhe darüber spricht; denn ein Grund für die Unattraktivität des 

Standorts, für das sinkende Vertrauen von Bürgerinnen und Bürgern und von Unter-

nehmerinnen und Unternehmern in die Handlungs- und Leistungsfähigkeit sind büro-

kratische Hemmnisse. Deutschland, die Bürger, aber auch die Unternehmen ächzen 

unter einer Last von Vorschriften. Wir müssen dagegen angehen – ein immerwähren-

der Prozess und ein immerwährender Auftrag. Alle Generationen von Politikerinnen 
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und Politikern haben Entbürokratisierung betrieben. Gleichzeitig sind immer wieder 

neue Regeln entstanden. Diesen Teufelskreis müssen wir tatsächlich durchbrechen, 

weil sonst das Vertrauen der Menschen in die Leistungsfähigkeit unseres Staates 

immer weiter sinkt. Wir brauchen einen schlankeren Staat, damit sich unternehmer-

ische und – wie wir es vorhin schon besprochen haben – ehrenamtliche Kräfte wieder 

stärker entfalten können.

Das Erste Modernisierungsgesetz – der Titel "Erstes Modernisierungsgesetz" zeigt, es 

werden ein zweites, ein drittes Gesetz, weitere Gesetze folgen – ist Teil eines Bayern-

Updates, für das Ministerpräsident Dr. Söder am 13.06. mit seiner Regierungserklä-

rung den Startschuss gegeben hat. Wir haben dann zwölf Tage später im Kabinett 

eine Reihe von Modernisierungsgesetzen auf den Weg gebracht. Wir haben diesen 

Gesetzentwurf dem Landtag noch vor dem Sommer zugeleitet, sodass wir heute in der 

Ersten Lesung darüber sprechen können. Alsbald folgen dann das zweite und das drit-

te Gesetz. Ich freue mich auf die Beratungen.

Es ist begrüßenswert, dass es die Enquete-Kommission des Landtags gibt, die sich 

mit diesem Thema sehr intensiv beschäftigt; denn alle guten Vorschläge sind willkom-

men. Alles ist gewünscht und gut, was dazu beiträgt, Bürokratie zu reduzieren.

In diesem Gesetz geht es im Schwerpunkt zum einen um das Baurecht und zum an-

deren um das allgemeine Dienstrecht. Das wird sicherlich im Detail diskutiert werden. 

Wichtig ist mir, gewissermaßen am Anfang dieser Auseinandersetzung im Landtag, in 

der Enquete-Kommission, in den Ausschüssen und im Plenum mit dem Thema Entbü-

rokratisierung das Mindset deutlich zu machen oder den Spirit, der hinter allen Entbü-

rokratisierungsüberlegungen stehen muss. Dabei muss sich vor allem unser eigenes 

Mindset und das unserer Gesellschaft ändern.

Wir haben uns über die letzten Jahrzehnte sehr, ich würde mal sagen: wohlig, einge-

richtet in einem Staat, der alles regelt, der sich um alles kümmert, und wenn noch 

etwas offenbleibt, gibt es noch Gerichtsentscheidungen auf allen Ebenen, die für maxi-
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male Einzelfallgerechtigkeit sorgen. An diese Art von geradezu Nanny-Staat oder pa-

ternalistischem Staat haben wir uns sehr stark gewöhnt, sodass es jetzt auch kein so 

leichtes Unterfangen ist zu entbürokratisieren. Es wäre ja schön und längst passiert, 

wenn man mit einem Federstrich oder mit einem Gesetz, das man nur aufheben muss, 

alle Probleme lösen könnte. Das ist natürlich nicht der Fall; das wissen wir. Wir wissen 

auch, woher die Bürokratie kommt, nämlich von allen gesetzgeberischen Ebenen: Eu-

ropa, Bund, Land, von allen Verwaltungsebenen, die sich Verwaltungsvorschriften 

ausdenken, von den Gerichten, natürlich auch von den Bürgern, die bestimmte Ent-

scheidungen einfordern. Das Ganze führt dann zu einem mittlerweile unentwirrbaren 

Wurzelgeflecht, in dem sich keiner mehr auskennt oder in dem die bürokratischen 

Hemmnisse so groß werden, dass man wie beim Abschluss einer Versicherung einen 

dicken Packen Papier bekommt und eigentlich keine Ahnung hat, was letztlich drin-

steht. Das ist nur ein Bespiel für viele.

Es geht also um ein Umdenken. Das heißt, das Mindset muss sich ändern. Es muss – 

um dieses Wort zu verwenden – tatsächlich eine Zeitenwende passieren im Zusam-

menhang mit unserer Vorstellung von staatlichem Handeln.

Erster Schritt muss immer sein, das Motto von Montesquieu zur Grundlage jedes ge-

setzgeberischen, aber auch jeden Verwaltungshandelns zu machen, nämlich: Ein Ge-

setz – ich ergänze: eine Vorschrift – das man nicht machen muss, darf man nicht ma-

chen.

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

Man muss also davon wegkommen, Dinge zu regeln, einfach weil man das Gefühl hat, 

es wäre ganz schön, das auch noch zu regeln, sondern es soll nur noch dann etwas 

geregelt werden, wenn wirklich etwas geregelt werden muss. Das ist das erste Um-

denken, das wichtig ist.

Das zweite Umdenken – da können Sie auch wieder dazwischenrufen, aber davon 

müssten Sie von den GRÜNEN sich am allermeisten angesprochen fühlen – ist not-
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wendig beim Umgang mit den Menschen, nämlich weg vom Misstrauen. Nicht immer 

vom schwarzen Schaf her denken, sondern Zutrauen und Vertrauen haben!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Toni Schuberl (GRÜNE): Der 

Bock zum Gärtner!)

Ich bin fest davon überzeugt, dass die meisten Bürger in unserem Land durch ihre Bil-

dung genau wissen, was sie in ihrem Leben wollen, dass die Unternehmer genau wis-

sen, wie ihr Job und ihr Beruf geht, dass das auch die Handwerker wissen, ganz egal 

in welchem Bereich. Die Bürger wissen das schon selber. Wir haben ein hohes Bil-

dungsniveau, wir haben eine hohe Fachkompetenz in allen Berufen. Da muss nicht 

immer ein Aufpasser vom Staat danebenstehen, der immer schon jeden verdächtigt: 

Du bist eh ein halber Steuerhinterzieher, du bist eh ein halber Krimineller. Das Denken 

muss anders sein: Das sind Menschen, die rechtschaffen ihrer Arbeit nachgehen. Für 

schwarze Schafe gibt es das Strafrecht, die dann bestraft werden. Aus dem Misstrau-

en gegenüber Einzelnen heraus sollten keine allumfassenden Regelungen geschaffen 

werden, die zu immer mehr Bürokratie beitragen. Dieses Denken ist sehr wichtig und 

deshalb der zweite zentrale Punkt, den wir berücksichtigen müssen.

Das Dritte ist: Wir werden uns alle daran gewöhnen müssen, dass weniger geregelt 

ist. Das muss man dann aushalten. Jede Regelung, die es gibt, wurde von irgendje-

mandem erdacht, der sich etwas Gutes dabei überlegt hat. Die Wenigsten haben ge-

sagt – das unterstelle ich jetzt nicht einmal den GRÜNEN –, wir machen eine Rege-

lung, damit wir bewusst etwas Schlechtes machen, sondern es ging immer darum, 

noch etwas detaillierter und noch etwas genauer zu regeln. Man muss dann aushal-

ten, dass nicht mehr alles geregelt ist. Wir erleben das schon bei einigen Punkten, die 

beispielsweise mit den kommunalen Spitzenverbänden diskutiert wurden. Da heißt es 

dann auf einmal: Wenn ich die Gartensatzung nicht mehr habe, kann ich als Gemein-

de nicht mehr entscheiden, welche Baumart im Garten anzupflanzen ist. – Dann muss 

man sagen: Das wäre zwar nice to have, aber das regeln wir nicht mehr, wir überlas-

sen dem Eigentümer die Entscheidung, was er tut und was nicht.
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(Zurufe von den GRÜNEN)

Da merkt man dann, dass das ab und zu eine schmerzhafte Erfahrung mit sich bringt, 

wenn man Dinge nicht mehr regeln kann. Das ist aber dieses Umdenken im Mindset.

Daraus folgt für unser Vorgehen in diesen verschiedenen Modernisierungsgesetzen 

der methodische Ansatz, der lautet: durchforsten, streichen, streichen, streichen, also 

wirklich den Gesetzesbestand zu durchforsten. Es gibt nicht den Hebel, den man ein-

fach umlegt, sondern man muss prüfen, wo es störende Regelungen gibt. Das wissen 

wir natürlich; das sagen uns die Verbände, das sagen uns die Bürgergespräche; da 

gibt es wenig ganz neue Erkenntnis. Man muss das systematisch durchgehen und 

dann entscheiden, was gestrichen wird.Das ist die Vorgehensweise. Dadurch entste-

hen relativ lange Listen. Das wirkt auch etwas unsexy, weil es nicht der ganz große 

und tolle einzelne Satz ist. Das ist eben die Kärrnerarbeit der Entbürokratisierung, die 

wir leisten. Wir als Staatsregierung sind dazu jedenfalls bereit. Deshalb werden wir 

diese ganze Kaskade von Deregulierungen vorschlagen.

Im ersten dieser Gesetze geht es vor allem um baurechtliche Fragen. Zu vielem, was 

sich dort angesammelt hat, kann man sagen: Nice to have, aber nicht notwendig. Des-

halb wollen wir beispielsweise den Dachgeschossausbau, Terrassenüberdachungen, 

das Aufstellen von Zelten, Bühnen und Tribünen bei Volks- und Vereinsflächen, 

Freischankflächen bis 100 m2, Ladestationen für Elektrofahrzeuge einschließlich tech-

nischer Nebenanlagen, Kleinwindkraftanlagen, Zapfsäulen und Weiteres verfahrens-

frei stellen. Das reduziert die Bürokratie enorm.

Alle Nutzungsänderungen sollen ebenfalls verfahrensfrei gestellt werden, wenn die 

neue Nutzung nach den Vorschriften der Baunutzungsverordnung allgemein zulässig 

ist. Damit können zum Beispiel in einem reinen Wohngebiet Wohngebäude als Anla-

gen zur Kinderbetreuung umgenutzt werden und umgekehrt. Dies spielt auch im prak-

tischen Leben eine große Rolle.
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Der Katalog der Sonderbauten wird reduziert oder entschlackt. Das gilt für Bauten, an 

die verschärfte Anforderungen gestellt werden wie Verkaufsstätten bis 2.000 m2, 

Camping- und Wochenendplätze und Gaststätten je nach Größenordnung. Gleiches 

gilt für das Aufstocken von Gebäuden zur Schaffung von Wohnraum. Typengenehmi-

gungen werden künftig unbefristet erteilt. Das nimmt ebenfalls Bürokratie heraus. Das 

gilt auch für die gesetzliche Verpflichtung zu einem Kinderspielplatz bei Gebäuden mit 

mehr als drei Wohnungen. Das soll in die sachnähere Ebene, nämlich in die Zustän-

digkeit der Kommunen verlegt werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wichtig ist, dass das Ganze unter Beteiligung aller 

Stakeholder geschieht. Dazu gehören intensive Dialoge. Diese haben im Rahmen der 

Verbändeanhörung bereits stattgefunden. An der einen oder anderen Stelle haben wir 

auch Anregungen aufgenommen. Ich bin mir sicher, die Enquete-Kommission wird ei-

niges bringen. Ich bin mir sicher, dass die Beratungen in den Ausschüssen einiges 

bringen werden. Ich appelliere an Sie, dass wir alle miteinander die Kraft aufbringen, 

die Entbürokratisierung ernst zu nehmen und damit zu leben, wenn Dinge nicht mehr 

geregelt sind. Das ist ein ganz entscheidender Schritt, diese Lücke auszuhalten. Man 

muss sich von der Vorstellung verabschieden, dass der Staat alles regelt. Sonst ist 

das alles vergebene Liebesmüh. Deshalb appelliere ich an Sie, konstruktiv mitzuwir-

ken. Das ist das erste Gesetz, das zweite und das dritte Gesetz werden folgen. Über 

das Ehrenamtsgesetz haben wir gerade schon gesprochen. Ich bin mir sicher, es wird 

noch mehr kommen.

Die Wirkung wird eine doppelte sein. Einerseits müssen weniger Regeln beachtet wer-

den. Andererseits wird das auch eine Wirkung in den Köpfen der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter in den Behörden haben – die faktische Kraft des Normativen einmal umge-

dreht. Sie werden verstehen, dass der Landtag als Gesetzgeber nicht nur überregulie-

ren will, sondern ihnen das zurückgeben will, was sie können. Sie sollen nämlich mit 

ihrer Fachkompetenz Gesetze auslegen und Bescheide machen, damit möglichst 

sachnahe Entscheidungen herauskommen. Die Verwaltung soll wieder stärker befä-
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higt werden, eigenständig und verantwortungsvoll zu entscheiden. Insgesamt handelt 

es sich deshalb um ein Win-win.

Ich freue mich auf die Beratungen. Ich bin mir sicher: Wir machen uns alle miteinander 

verdient um die Zukunft dieses Landes, wenn wir bei diesem Thema erfolgreich ge-

meinsam voranschreiten.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank, Herr Staatsminister. – Ich 

eröffne nun die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. 

Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten 

Fraktion. Ich erteile das Wort für die AfD-Fraktion an den Abgeordneten Markus 

Striedl.

(Beifall bei der AfD)

Markus Striedl (AfD): Sehr geehrter Herr Präsident, geschätzte Kolleginnen und Kol-

legen! Willkommen zum Ersten Kuddelmuddel-Gesetz im Bayerischen Landtag. Die 

Staatsregierung nennt es Erstes Modernisierungsgesetz Bayern, wobei das erste Wort 

bereits eine Drohung beinhaltet. Wir werden, wie gerade vom Herrn Staatsminister an-

gekündigt, noch zwei weitere Gesetze dieser Art bekommen. Interessant ist auch, 

dass nach dem Einsetzen der Enquete-Kommission anscheinend, warum auch immer, 

an der Kommission vorbeigewurschtelt wird.

Die Bürger dort draußen sollten mitbekommen, was in diesem Gesetz zusammenge-

schustert wird. Die Änderungen betreffen folgende Gesetze: Das Bayerische Beam-

tengesetz, das Hochschulförderungsgesetz, das Leistungslaufbahngesetz, die Allge-

meine Prüfungsordnung, die Verordnung zur Einführung eines verpflichtenden 

Arbeitszeitkontos für Lehrkräfte, Bayerische Nebentätigkeitsverordnung, Urlaubs- und 

Mutterschutzverordnung, Beamtenversorgungsgesetz, Umweltinformationsgesetz, Ga-

ragen- und Stellplatzverordnung, Hochschulinnovationsgesetz, Richter- und Staatsan-
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waltsgesetz, Bayerische Haushaltsordnung, ÖPNV-Gesetz, Gesetz über den Baye-

rischen Verfassungsgerichtshof und die Bayerische Bauordnung.

(Beifall bei der AfD – Johannes Becher (GRÜNE): Möchten Sie das alles einzeln 

und separat behandeln?)

Das erinnert fast an die 72 Geschlechter. Da kennt sich auch keiner mehr aus. Ge-

schätzte Bürger, wir sollen Ihnen in fünf Minuten ganze 37 Seiten Gesetzesänderun-

gen nahebringen – unmöglich. Deshalb plädieren wir als AfD erstmal dafür, solche 

Jumbo-Entwürfe bürgerfreundlich zumindest nach Sachgebieten aufzuschlüsseln und 

danach zu behandeln.

(Johannes Becher (GRÜNE): Ich würde es einfach mal mit Arbeiten probieren!)

Trotzdem möchte ich versuchen, einen kleinen Einblick in die teilweise verwirrenden 

Änderungen aus meinem Ressort, dem Bau, nahezubringen. Fangen wir beispielswei-

se mit Artikel 2 Absatz 4 der Bauordnung an. Danach sollen Beschränkungen der bis-

herigen Nummer 8 auf Gaststätten um zwei weitere Einzelfälle mit den Ziffern 9 

und 10 erweitert werden. Es handelt sich wohlgemerkt um eine Erweiterung, nicht um 

eine Reduzierung. Dafür werden die Nummern, die bisher 9 bis 14 waren, in Zukunft 

die Nummern 11 bis 16 werden. Dafür wird aber die Nummer 15 aufgehoben. Danach 

werden aber die bisherigen Nummern 16 bis 20 zukünftig zu den Nummern 17 bis 21. 

Alles klar? Können Sie noch folgen? – Nein, macht nichts. Dafür haben wir natürlich 

eine Lösung.

(Michael Hofmann (CSU): Sie müssen es können, nicht die Zuhörerinnen und Zu-

hörer! Sie müssen das verstehen!)

– Schön, dass Sie sagen, dass die Zuhörer nichts verstehen können müssen. Ich 

danke Ihnen für das Eingeständnis.

(Beifall bei der AfD – Michael Hofmann (CSU): Unglaublich!)
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Wir würden die Nummerierung beibehalten und die dazu gekommenen einfach ergän-

zen.

(Johannes Becher (GRÜNE): Es ist selten, dass jemand die eigene Unkenntnis 

so selbstbewusst darstellt!)

Zwar ist das nicht mehr ganz so witzig, aber dafür verstehen es auch andere. Alles in 

allem können wir zu diesem Gesetzentwurf sagen: Setzen, sechs. Bürgernahe und 

verständliche Politik geht definitiv anders. Auch ist dieses Gesetz nicht das große Ent-

lastungsgesetz wie angekündigt. In vielen Punkten handelt es sich – seien wir einmal 

ehrlich – doch eher um marginale und redaktionelle Änderungen. Deshalb können wir 

heute, jetzt und hier auch noch nicht sagen, ob wir dem Gesetz final zustimmen oder 

nicht.

(Felix Locke (FREIE WÄHLER): Weil Sie es noch nicht verstanden haben!)

Wir müssen den ganzen Kladderadatsch erst einmal auseinanderklauben und einzeln 

in den Ausschüssen beraten.

(Felix Locke (FREIE WÄHLER): Dafür werden Sie bezahlt! Das ist politische Ar-

beit!)

Bürokratieabbau im Bayerischen Landtag funktioniert so übrigens schon einmal nicht.

(Beifall bei der AfD – Zurufe)

– Ihr seid heute recht redebedürftig. Das habe ich schon mitbekommen. Kommen Sie 

nachher auf eine halbe Bier mit raus, wenn Sie wollen.

(Zuruf des Abgeordneten Johannes Becher (GRÜNE))

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege Becher, bitte.

Markus Striedl (AfD): Kommen wir zum Schluss. Liebe Zuhörer, eines kann ich Ihnen 

sagen: So einen Paragrafensalat und Gesetzesverhau würde es mit der AfD hier im 
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Parlament nicht geben. Wir stehen für eine klare, ehrliche und transparente Politik in 

Bayern.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Tho-

mas Huber (CSU): Sie stehen für Ahnungslosigkeit!)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Abgeordneter. – Der 

nächste Redner ist für die CSU-Fraktion Herr Kollege Konrad Baur. Herr Abgeordne-

ter, Sie haben das Wort.

Konrad Baur (CSU): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, verehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Nachdem jetzt die Erfahrungsberichterstattung aus der AfD-Fraktion über Kud-

delmuddel und Gewurschtel vorbei ist, kommen wir wieder zu den wesentlichen The-

men zurück. Ich danke Ihnen dafür, dass Sie uns an Ihrem Fraktionsinnenleben 

teilhaben lassen.

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Um eine gewisse Tagesaktualität sicherzustellen, beginne ich unkonventionell mit 

einem kleinen Zitat: In München gibt es genau zwei wichtige Dinge, einerseits den 

FC Bayern und andererseits die Wiesn. – Dieses Zitat stammt von Uli Hoeneß. Keine 

Angst, das werden wir jetzt nicht weiter vertiefen. Die Club-Fans schauen schon mit 

großen Augen. Er hat sich auf das für ihn Wesentliche konzentriert. Bei allem Weit-

blick, den er sicherlich unternehmerisch hat, hat er sich nur auf das für ihn Wesentli-

che konzentriert.Wenn ich dieselbe Logik zu Beginn meiner Rede anwende, dann 

kann ich zunächst zwei Dinge feststellen: Erstens. Wir werden mit Blick auf die Legis-

laturperiode vermutlich mehr als nur zwei wichtige Dinge zum Schluss für uns doku-

mentieren können. Zweitens, das ist das Entscheidende: Das Modernisierungsgesetz 

Bayern, das heute auf den Weg gebracht wird, ist sicherlich eines davon.

Meine Damen und Herren, wir beschleunigen Bayern, wir entfesseln Bayern Stück für 

Stück von der Bürokratie. Wir machen Bayern noch besser, und wir starten diesen 
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Prozess genau heute. Der Ministerpräsident hat das in seiner Regierungserklärung 

vor der Sommerpause genau und unmissverständlich ausgesprochen. Es handelt sich 

eben um einen Prozess. Sehr geehrter Herr Staatsminister, Sie haben das auch aus-

geführt. Wir alle wollen uns an diesem Prozess beteiligen, und wir müssen uns auch 

daran beteiligen. Ich möchte an die äußeren Ränder sagen, wir können und sollen uns 

auch daran beteiligen.

(Johannes Becher (GRÜNE): Wer sind die äußeren Ränder?)

Derjenige, der die Sitzungsunterlagen genau studiert, sieht den ersten Teil des Mo-

dernisierungsgesetzes. Der erste Teil des Gesetzentwurfs hat manche hier bereits 

überfordert. Aber ich kann es Ihnen nicht ersparen. Den Cliffhanger hat der Chef der 

Staatskanzlei schon aufgelöst. Es wird mehrere Teile geben. Es wird dazu einen zwei-

ten, dritten und vielleicht auch einen vierten Teil geben, weil wir uns umfassend um die 

Entbürokratisierung im Freistaat kümmern.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wem der erste Teil schon zu viel war, dem kann ich zurufen: Sie können sich eigent-

lich völlig ruhig und entspannt zurücklehnen. Die Bayernkoalition aus CSU und FREI-

EN WÄHLERN und die Bayerische Staatsregierung liefern. Wir liefern verlässlich, 

passgenau und erfolgreich.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Aber nun: Wo kommen wir denn her? Ich bin auch Bildungspolitiker und mache mir 

einen gewissen Bildungsauftrag zu eigen. Ein gemeinsamer Wissensstand schadet 

bei einer Diskussion nie. Bayern ist in nahezu allen Bereichen und Rankings an der 

Spitze. Bayern bietet beste Rahmenbedingungen für Investitionen, Technologie und 

Fortschritt in sämtlichen Branchen. Reicht uns das? – Nein, eben nicht. Wir ruhen uns 

eben nicht auf dem Status quo aus, sondern wir gehen über das Verwalten hinaus und 

modernisieren den gesamten Freistaat.
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Im ersten Schritt konzentrieren wir uns – das ist eben schon angesprochen worden – 

auf zwei wesentliche Bereiche, die viele Bürgerinnen und Bürger im Freistaat in ihrer 

Lebenswirklichkeit nicht nur betreffen, sondern deutlich unterstützen werden. Erstens, 

das Öffentliche Dienstrecht. Ich stelle das als Zeichen meiner Wertschätzung ganz be-

wusst an den Beginn und möchte das betonen. Wir hören immer wieder Rufe nach 

einem starken Staat, hören Rufe, ob der Staat dieses oder jenes regeln oder sicher-

stellen könne. Wen adressieren wir denn mit diesen Rufen nach einem starken Staat? 

– Sind es ausschließlich wir rund 200 Parlamentarier? Sind es die Regierungsmitglie-

der? Sind es vor allem diejenigen, die unsere Beschlüsse umsetzen, die den Laden 

sprichwörtlich am Laufen halten und die Arbeit tagtäglich erledigen? Ich möchte ganz 

klar zu Beginn meiner Rede sagen, egal ob Polizei, Finanzverwaltung, Lehramt, Justiz 

oder viele weitere Bereiche: Wir sind stolz auf unsere Beschäftigten im öffentlichen 

Dienst. Wir sind dankbar für die fleißigen Staatsdiener. Ohne sie wäre dieser starke 

Staat nicht möglich. Ihnen gilt ein herzliches "Vergelts Gott".

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Deshalb werden wir deren Lebensalltag gleich mit einer ganzen Reihe von Maßnah-

men erleichtern. Ich bin dem Kollegen Striedl in diesem Punkt dankbar, da er aufgelis-

tet hat, wie umfassend unser Gesetzentwurf überhaupt ist. Das heißt, ich könnte es 

mir leicht machen und sagen, hört in dem einen Punkt tatsächlich auf den Kollegen 

Striedl. Ihn hat der Gesetzentwurf überfordert, viele andere wird er erleichtern. Aber 

wir gehen ihn tatsächlich Stück für Stück durch:

In der Regel sind keine Nebentätigkeitsgenehmigungen mehr erforderlich; das stärkt 

Eigenverantwortung und spart Bürokratie. Auf die amtsärztlichen Einstellungsuntersu-

chungen kann zukünftig verzichtet werden, auch beim Thema Beihilferecht gibt es Er-

leichterungen. Der Turnus der regelmäßigen Beurteilungen unserer Staatsbedienste-

ten wird von drei auf vier Jahre verlängert. Das reduziert nicht nur den 

Dokumentationsaufwand, sondern ist ein klares Signal des Vertrauens in die Arbeit 
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unserer Staatsdiener. Alles in allem haben wir im Bereich des öffentlichen Dienstes mit 

diesem Modernisierungsgesetz einen umfassenden Aufschlag im ersten Teil vor.

Ein zweiter wichtiger Punkt wird von uns nicht nur angegangen, sondern tatsächlich 

auch angepackt. Wir widmen uns dem großen Thema "Bauen in Bayern". Wir schaffen 

das modernste Baurecht in Deutschland, das Bürokratie überall dort abbaut, wo es 

notwendig, möglich und sinnvoll ist. Wir entlasten Bauherren, stärken unsere Kommu-

nen und sichern mehr Planungshoheit zu. Der Chef der Staatskanzlei hat es teilweise 

schon aufgezählt. Deswegen könnte möglicherweise die ein oder andere Redundanz 

enthalten sein. Das schadet aber nicht, weil Wiederholung hilft und Lerneffekte erzielt.

Erstens. Wir werden eine ganze Reihe von Tatbeständen erweitern, sodass Bauvorha-

ben künftig bis zu einer ganz bestimmten jeweiligen Größenklasse – deutlich großzü-

gigere Größenklasse – tatsächlich verfahrensfrei gestellt werden können. Zweitens. 

Wir werden alle Nutzungsänderungen aus verfahrensfreien Bauvorhaben definieren, 

wo das durch die Baunutzungsverordnung in dem jeweiligen Plangebiet ohnehin 

schon vorgesehen ist. Das ist zum Beispiel notwendig, damit Wohnimmobilien in 

einem Wohngebiet in Kindertageseinrichtungen umgewidmet werden können. Wir 

haben das Thema Sonderbauten bereits angesprochen. Hier geht ein klares Signal an 

den Tourismus, die Hotellerie und die Gastronomie. Verkaufsstätten, Gaststätten und 

Beherbergungsbetriebe werden deutlich hinaufgesetzt. Die Aufstockung von Gebäu-

den zur Schaffung von Wohnraum wird erleichtert. Die Typengenehmigung wird ver-

längert. Zum Schluss geht ein klares Signal an unsere Kommunen. Ich weiß, dass wir 

bei den letzten zwei Themen in ganz engem Austausch mit vielen kommunalen Spit-

zenvertretern waren und sein werden.

Ich bin ehrenamtlicher Stadtrat. Wir haben heute bereits viel über das Ehrenamt ge-

sprochen. Ich bin zwar kein Minister, aber ich mache mein Ehrenamt trotzdem sehr 

gerne. Als Stadtrat redet man über viele, viele Themen. Ich als ehrenamtlicher Stadtrat 

– das ist meine Erfahrung – finde, dass gerade in Zeiten des Bürokratieabbaus und 

des Personalmangels Diskussionen um die Größe von Pflastersteinen, um Baumum-
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fänge oder Vogelhäuschen weniger mehrwertschöpfend sind als andere wichtige 

Dinge.

(Johannes Becher (GRÜNE): Dann beschließt das doch im Stadtrat! Ihr könnt 

doch beschließen, ob ihr das wollt!)

Wir werden damit die grün gestalteten Satzungen aushebeln. Zweitens. Der Landes-

gesetzgeber soll sich soweit wie möglich aus den Themen der kommunalen Gestal-

tungshoheit heraushalten. Das betrifft insbesondere Kinderspielplätze und Stellplätze 

für Fahrzeuge. Ich mache keinen Hehl daraus: Ich bin persönlich der Meinung, dass 

wir weiter gehen sollen als im Gesetzentwurf geschrieben. Wir brauchen eine vernünf-

tige Stellplatzregelung, die nach meinem Dafürhalten maximal 0,5 für den geförderten 

Wohnungsbau bedeuten soll. Es soll keine Obergrenze für sonstige Wohnbauten 

geben; das ist das einzige Mal, wo wir keine Obergrenze wollen.

Ich möchte zum Schluss noch einen kleinen Ausblick geben. Wir werden auch über 

das Thema Lärmschutz und über das Megathema Brandschutz sprechen müssen. Ich 

habe keine Lust mehr, dass wir uns in kommunaler Verantwortung ständig mit Themen 

des Brandschutzes, die wider den gesunden Menschenverstand ausgelegt werden, 

herumschlagen müssen. Zum Schluss gibt es nur Kosten, und es wird nichts weiter 

produziert.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Meine Damen und Herren, wir machen keinen Kindergeburtstag, wir machen kein Re-

förmchen, wir machen ein echtes Kraftpaket. Ich hoffe auf konstruktive und interessan-

te Beratungen im weiterführenden Ausschuss.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege. – Der nächste 

Redner ist der stellvertretende Fraktionsvorsitzende Johannes Becher für die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
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Johannes Becher (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, sehr geehrte Kolle-

ginnen und Kollegen, sehr geehrter Herr Staatsminister! Die Vorreden bringen mich zu 

einer direkten Antwort. Sie sprechen von einem echten Kraftpaket. Ich würde das jetzt 

nicht überstrapazieren. Ich finde, der vorgelegte Gesetzentwurf ist ein Anfang in dieser 

Debatte. Ich bin nicht so, dass ich das nicht wertschätzen würde.

Ich finde es erst einmal richtig, dass die Staatsregierung etwas vorlegt. Dass das jetzt 

nicht der ganz große Wurf ist, der gleich alle Probleme der Bürokratie in Bayern erledi-

gen wird, kann man auch nicht erwarten. Bürokratieabbau ist eine Daueraufgabe. 

Gestern gab es die zweite Sitzung der Enquete-Kommission. Bürokratieabbau ist ein 

ständiger Prozess. Wir müssen halt dranbleiben. Irgendwo muss man auch einsteigen, 

und das versucht man hier. Das möchte ich zunächst einmal anerkennen.

Ich verkneife mir die Seitenhiebe. Ich weiß nicht, warum immer wieder Seitenhiebe 

gegen die Ampel kommen müssen. Vielleicht ist das schon in der DNA drin. Man 

könnte auch fragen, wer die ganzen Regelungen eingeführt hat. Das war sicher nicht 

die Opposition in Bayern.Aber die Fragen, die von der Wirtschaft kommen, sind ja: Ge-

lingt die Energiewende? Werden die Kosten wieder weniger? – Dahin müssen wir 

kommen: Fachkräfte und Bürokratie. Bürokratie ist ein finanzieller Faktor, aber auch 

ein Leidenschaftsfaktor. Es gibt immer mehr Menschen, die sagen, ich habe einfach 

keinen Bock mehr; ich will das nicht mehr tun. – Das nimmt Motivation, und das kön-

nen wir uns nicht leisten. Gerade wenn es in den Kassen knapper wird – und es wird 

überall knapper –, dann müssen wir schauen, dass wir den Sand wieder aus dem Ge-

triebe bekommen.

Herr Dr. Herrmann, Sie haben das Thema Mindset angesprochen; wir müssten nur re-

geln, was wir wirklich regeln müssen. – Ich finde das ein gutes Mindset; bei uns gilt 

das vielleicht nicht in allen Themen, bei euch auch nicht. Wenn ich nur die politisch 

motivierte Bürokratie beim Thema Windkraftverhinderung, beim Thema Cannabis an-

schaue; beim Thema Cannabis sagt man ja ganz offen, man will das nicht.
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(Martin Wagle (CSU): Wollen wir nicht!)

Deswegen macht man so viel Bürokratie wie möglich. Wenn wir das Mindset haben 

wollen, nur noch das zu regeln, was wir zwingend regeln müssen, dann bitte bei allen 

Themen! Picken wir nicht nur Rosinen raus, die uns politisch gerade passen, aber bei 

den anderen Themen gibt es wieder so viel Bürokratie wie möglich.

(Michael Hofmann (CSU): Der Schutz der Jugend ist uns wichtig!)

Wenn, dann bei allen Themen! Darauf möchte ich schon Wert legen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Hier sind übrigens mehrere Gesetze zu einem zusammengefasst. Von einem Parla-

mentarier muss man eigentlich erwarten können, dass er sich mit Gesetzen ein biss-

chen auskennt und beschäftigt.

Wir hätten natürlich auch sämtliche Rechtsgebiete in Einzeldebatten beraten können. 

Dann hätten wir zwei Wochen Sitzung nur für diese Rechtsgebiete. Ich empfehle, ein-

fach zu lesen. Im Ausschuss haben Sie dann ausführlich Zeit, sich zu Wort zu melden. 

Ich bin gespannt – ich glaube, ich gehe einmal in den Fachausschuss –, ob von der 

AfD überhaupt eine Wortmeldung kommt, weil ja das Einzige, was Sie können, ist: 

Angst machen, madig machen, über alle anderen lästern. Sie haben aber keine Ah-

nung von der inhaltlichen Arbeit. Damit sind Sie bisher durchgekommen; das wird 

nicht so bleiben!

(Beifall bei den GRÜNEN, der CSU, den FREIEN WÄHLERN und der SPD)

In der Bauordnung sind etliche Punkte angesprochen. Es wird zu viel sein, das jetzt 

alles aufzuzählen.

Herr Dr. Herrmann, ich habe aber wahrgenommen, es sei noch Raum für Ideen. Ich 

möchte gleich einmal wenigstens eine konkrete Idee einspeisen: Zu der Bayerischen 

Bauordnung, Thema Verfahrensfreiheit, geht es in Artikel 57 Absatz 1 Nummer 16f um 
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Wetterschutzeinrichtungen, die im Gartenbau zulässig sind. Da werden Agri-PV-Anla-

gen, Hagelschutz, Stromerzeugung und Apfelanbau in einem gemacht; das gibt es 

aber nur für den Gartenbau.

Ich hätte gerne, dass das in der Landwirtschaft auch geht, weil wir das in unserem 

Stimmkreis in der Holledau doch machen: Agri-PV auf Hopfen; wir machen quasi 

gleichzeitig Agri-PV, Hagelschutz und Hopfen. Wir können das verfahrensfrei machen. 

Die schaffen das, die Anlage so zu bauen, dass sie nicht einfällt. Gehen wir doch den 

Schritt. Ich will da konkret mitarbeiten – so, wie ich es in der Enquete-Kommission 

auch mache – und konkrete Vorschläge bringen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein Punkt, in dem wir uns, glaube ich, grundsätzlich ein bisschen unterscheiden, ist 

die Frage: Wie halten wir es mit der kommunalen Selbstverwaltung? – Also, zu sagen, 

die Freiflächengestaltungssatzung gefällt mir nicht, ist legitim. Aber wer sollte diese 

Entscheidung treffen? – Eingeführt hat die Satzung der örtliche Stadtrat. Was da drin 

steht, entscheidet der örtliche Stadtrat. Warum geht jetzt der Bayerische Landtag her 

und sagt, wir sind viel gescheiter als die Kommunen; wir nehmen euch das Recht, so 

eine Satzung zu erlassen?

Herr Baur, wenn Ihnen die Satzung Ihres Stadtrats nicht taugt, dann stellen Sie den 

Antrag, dass die Satzung aufgehoben werde. Das ist doch Ihr gutes Recht. Wir sollten 

aber nicht die Gscheidhaferl von München sein, die den Kommunen sozusagen in 

das, was sie tun, hineinregieren. – Die Kommunen sollen selbst entscheiden, ob sie 

so eine Satzung brauchen, und wenn ja, was da rein soll. Das ist für mich gelebte 

kommunale Selbstverwaltung. Das ist an die Kommunen das Signal: Ich will die kom-

munale Selbstverwaltung an dieser Stelle nicht aufgeben und nicht antasten. Das ist 

unsererseits eine ganz klare Position.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf des Abgeordneten Michael Hofmann (CSU))
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Ich freue mich auf die Debatte im Ausschuss. Wir werden noch etliches auch an eige-

nen Änderungsanträgen einbringen. Ob jetzt im Ersten, Zweiten oder Dritten Modern-

isierungsgesetz, –

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Achten Sie bitte auf die Redezeit.

Johannes Becher (GRÜNE): – ist eigentlich egal. Wichtig ist, dass wir über die kom-

plette Legislaturperiode dranbleiben. Wir müssen was für die Leute vorwärtsbringen. – 

Herzlichen Dank, dass ich kurz überziehen durfte.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege 

Martin Behringer.

Martin Behringer (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte 

Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Eine starke Wirtschaft und eine 

zufriedene Gesellschaft brauchen einen effizienten und modernen Staat. Doch die 

Realität zeigt uns, dass die Bürokratie immer mehr zum Hemmschuh geworden ist. 

Unternehmen sowie Bürger klagen zu Recht über zu viele Regeln und Verfahren, die 

ihren Tatendrang und ihre Motivation ausbremsen. Es ist unsere Pflicht, darauf zu rea-

gieren und Lösungen zu finden.

Mit dem ersten Modernisierungsgesetz gehen wir einen wichtigen Schritt in Richtung 

eines schlanken und handlungsfähigen Staates. Unser Ziel ist klar: Wir wollen noch 

mehr ermöglichen und nicht verhindern. Durch den gezielten Abbau überflüssiger 

Standards und durch die Vereinfachung von Genehmigungsverfahren schaffen wir 

mehr Freiraum für die Menschen und Unternehmen in Bayern. Das stärkt nicht nur un-

sere Wirtschaft, sondern entlastet gleichzeitig die Verwaltung und reduziert unnötige 

Bürokratiekosten. Bayern geht hier mit gutem Beispiel voran: für eine effizientere, mo-

derne Verwaltung und eine starke Zukunft.
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Es gibt viele positive Punkte, die ich gleich ansprechen werde, aber auch Bereiche, 

bei denen wir in den weiteren Beratungen noch einmal genau hinschauen müssen. 

Ein großer Fortschritt dieses Gesetzes ist die Erweiterung der Verfahrensfreiheit. Bau-

herren können in Zukunft mehr Projekte ohne Bauantrag umsetzen. Ich denke hier an 

einfache Vorhaben wie Terrassenüberdachungen. Es ist kaum vermittelbar, dass für 

eine Überdachung von 2,90 m keine Genehmigung notwendig war, für eine Überda-

chung von 3,10 m – also gerade einmal 20 cm mehr – jedoch schon. Diese Erleichte-

rungen sind ein Schritt in die richtige Richtung.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich sehe auch die Lockerungen im Bereich des Brandschutzes bei der Aufstockung 

von Gebäuden und den genehmigungsfreien Ausbau von derzeit ungenutzten Dach-

geschossen als sehr positiv an. Wir schaffen dadurch dringend benötigten Wohnraum.

Ein weiterer erfreulicher Punkt betrifft den Ausbau der erneuerbaren Energien. Für 

Kleinwindkraftanlagen wird in Zukunft erst ab einer Höhe von 15 Metern ein Bauantrag 

nötig sein. Das erleichtert den Ausbau dezentraler Energiequellen und trägt aktiv zur 

Energiewende bei. Wir setzen damit ein wichtiges Signal für mehr Nachhaltigkeit und 

Umweltschutz im Freistaat.

Dennoch gibt es auch Punkte, die mir als ehemaligem Bürgermeister Sorgenfalten be-

reiten. Einer dieser Punkte ist die Neuregelung der Kfz-Stellplätze. In den Städten 

mag es ausreichend sein, nur einen Stellplatz pro Wohnung vorzuschreiben, aber in 

ländlichen Regionen sieht die Realität oft anders aus. Viele Familien besitzen dort 

zwei oder drei Autos, weil sie auf den Individualverkehr angewiesen sind. Wenn die 

Kommunen künftig nur noch maximal einen Stellplatz pro Wohnung fordern dürfen, 

dann werden die Straßenränder schnell voll sein. Das kann zu Verkehrsbehinderun-

gen führen und Rettungsdienste, Feuerwehren und Winterdienste behindern. Wir müs-

sen hier eine Lösung finden, die sowohl den städtischen als auch den ländlichen Be-

dürfnissen gerecht wird.
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(Johannes Becher (GRÜNE): Sehr gut!)

Ich sehe auch die geplanten Maßnahmen zum Bürokratieabbau grundsätzlich positiv. 

Ich möchte aber auf mögliche Probleme hinweisen: Die Abschaffung landesweiter Re-

gelungen zu Kfz-Stellplätzen und Kinderspielplätzen kann zu Unsicherheiten führen. 

Jede Gemeinde müsste eigene Satzungen verabschieden, um rechtliche Lücken zu 

schließen. Anstatt Bürokratie abzubauen, könnte dies im Gegenteil zu einer Zunahme 

führen. Statt der rund eintausend Satzungen, die es aktuell gibt, würden wir künftig 

über zweitausend unterschiedliche Regelungen haben. Hier müssen wir noch nach-

bessern, um ein wirklich schlankes und einheitliches System zu schaffen.

Ich möchte auch auf die Änderung im Bayerischen Beamtengesetz eingehen, die das 

Modernisierungsgesetz mit sich bringt. Besonders erwähnenswert ist die Anpassung 

bei der Überprüfung der gesundheitlichen Eignung bei der Verbeamtung. Künftig soll 

diese durch Selbstauskunftsbögen ersetzt werden, was den Verwaltungsaufwand er-

heblich reduziert. Bei Zweifeln kann weiterhin ein Amtsarzt eingeschaltet werden. 

Diese von der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts angestoßene Rege-

lung ist ein sehr sinnvoller Schritt zu effizienten Verfahren.

Wichtig ist auch die Einführung von Beamtenverhältnissen auf Zeit ab Besoldungs-

gruppe B 5. Das schafft mehr Flexibilität in der Personalpolitik und reduziert langfristig 

den administrativen Aufwand.

Abschließend möchte ich noch einmal betonen: Wir unterstützen den Gesetzentwurf in 

seiner Grundausrichtung. Er enthält viele sinnvolle Vorschläge, die das Bauen und 

Verwalten in Bayern einfacher und effizienter machen werden. Gleichzeitig sehe ich an 

einigen Stellen noch Verbesserungsbedarf.

Wie wir aber alle wissen: Kein Gesetz verlässt das Parlament so, wie es eingebracht 

wurde.

(Johannes Becher (GRÜNE): Wenn es wirklich so wäre!)
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Dieses Prinzip muss natürlich auch hier gelten. Ich appelliere daher an die Kollegin-

nen und Kollegen dieses Hauses, dass wir in den kommenden Beratungen gemein-

sam daran arbeiten, das Gesetz weiter zu optimieren, um den Freistaat Bayern fit für 

die Zukunft zu machen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Die Kollegin Sabine Gross hat für die SPD-Frak-

tion um das Wort gebeten.

Sabine Gross (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen, sehr geehrte Gäste! Das Bestreben der Staatsregierung, unnötige Bürokratie ab-

zubauen, Prozesse zu vereinfachen und zu beschleunigen, ist grundsätzlich begrü-

ßenswert. Es gibt aber einige Kritikpunkte: Den Kommunen wird die Möglichkeit 

genommen, Freiflächengestaltungssatzungen zu erlassen; erlassene Satzungen wer-

den ungültig. Dies ist ein starker Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung. Freiflä-

chengestaltungssatzungen sind ein wichtiges kommunales Instrument, um Flächen-

verbrauch und Flächenversiegelung zu reduzieren. Die kommunalen Spitzenverbände 

haben bereits erwogen, hiergegen Klage zu erheben.

Zur Kommunalisierung der Stellplatzpflicht: Der Freistaat überträgt nun den Kommu-

nen die Verantwortung zur Regelung der Stellplatzpflicht; damit ist keinerlei Bürokra-

tieabbau erreicht, im Gegenteil: Statt einer einzigen Regelung wird ein Flickenteppich 

von über zweitausend Regelungen entstehen.

Zur Kommunalisierung der Regelung zur Schaffung hausnaher Kinderspielplätze: Das 

Deutsche Kinderhilfswerk befürchtet hier, dass sich Kommunen in Zeiten hohen Bau-

drucks genau überlegen, welche Pflichten sie Bauträgern auferlegen. Schlimmsten-

falls werden gar keine hausnahen Spielplätze mehr gebaut. Auch die Regelung, dass 

die Errichtung eines Spielplatzes erst ab fünf Wohneinheiten verpflichtend ist, und die 

geplanten Änderungen bei der Lage der Spielplätze gefährden das in der UN-Kinder-
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rechtskonvention nominierte Kinderrecht auf Spielen. Gerade für kleine Kinder sind 

hausnahe Spielplätze unerlässlich.

(Beifall bei der SPD)

Der Dachgeschossausbau soll insgesamt verfahrensfrei werden. Auch der zweite Ret-

tungsweg wird hier nicht mehr geprüft. Die Feuerwehr hat hieran bereits Kritik geübt, 

ebenso die Fachverbände aus dem Baubereich, da ein Dachgeschossausbau bau-

technisch wirklich anspruchsvoll ist. Insbesondere die Anforderungen an die Statik und 

den Brandschutz sind ganz erheblich. Bei Gaststätten mit mehr als 60 Plätzen soll 

auch keine Prüfung mehr stattfinden, ob eine Personenrettung noch möglich ist. Auch 

hieran hat die Feuerwehr bereits Kritik geäußert.

Die Errichtung nicht überdachter Stell-, Lager- und Abstellplätze in beliebiger Größe 

und die Errichtung von Swimmingpools in beliebiger Größe soll zukünftig verfahrens-

frei sein. Das begünstigt Flächenversiegelung. Auch in Bayern erleben wir immer häu-

figer Starkregenereignisse und Sturzfluten. Auf versiegelten Flächen kann das Wasser 

nur schlecht versickern; das wissen wir alle. Es ist daher eine wirklich schlechte Ent-

scheidung, die Versiegelung von nicht überdachten Plätzen in beliebiger Größe ver-

fahrensfrei zu gestalten. Die Erleichterung für den Bau privater Schwimmbäder ist 

zudem aufgrund ihres hohen Energieverbrauchs und des großen Wasserverbrauchs 

eine verheerende Entscheidung. Es fehlen bereits jetzt 10 Milliarden Tonnen Wasser 

im Gesamtwasserspeicher Deutschlands.

Den Turnus der regelmäßigen Beurteilung von Beamten von drei auf vier Jahre zu ver-

längern, ist auch keine gute Idee. Das verzögert Beförderungen. Das verschlechtert 

Aufstiegschancen. Der Bayerische Beamtenbund kritisiert das bereits vor dem Hinter-

grund des Leistungsprinzips und einer Verschlechterung der Attraktivität des öffentli-

chen Dienstes.
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Zusammenfassend kann man feststellen, dass der Gesetzentwurf noch kein großer 

Wurf ist, aber das kann sich noch ändern. Wir von der SPD werden konstruktiv daran 

mitarbeiten. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank, Frau Kollegin. – Damit ist die Aus-

sprache geschlossen. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Woh-

nen, Bau und Verkehr als federführendem Ausschuss zu überweisen. Erhebt sich hier-

gegen Widerspruch? – Das ist nicht der Fall. Dann ist das so beschlossen.
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